
Bereicherungsstreben, das Betrugshandlungen im all­
gemeinen eigen ist. Ihm ging es darum, das Betriebs­
ergebnis der LPG in einer schwierigen Situation positiv 
zu beeinflussen. Eine schwere Schädigung i. S. des § 162 
Abs. 1 Ziff. 1 StGB ist deshalb nicht eingetreten.
Die Handlungen des Angeklagten sind nicht A.usdruck 
einer schwerwiegenden Mißachtung i. S. des § 39 Abs. 2 
StGB, sondern ungefestigten Verantwortungsbewußt­
seins. Unter Berücksichtigung der ansonsten positiven 
Persönlichkeit sind die Voraussetzungen einer Verurtei­
lung auf Bewährung gegeben. Die vom Bezirksgericht 
angedrohte Freiheitsstrafe entspricht der Tatschwere.

Familienrecht

§ 22 FGB; OG-Richtlinie Nr. 18.
1. Zu den Möglichkeiten eines Unterhaltsverpflichteten, 
in Abänderungsverfahren des Unterhaltsberechtigten 
auf Erhöhung des Unterhalts die Unterhaltsbeziehun­
gen umfassend klären zu lassen.
2. Zur Bemessung des Unterhalts für ein minderjähri­
ges Kind, wenn zur Familie des Verpflichteten studie­
rende Kinder gehören (hier: zwei), die wegen der Höhe 
des Einkommens der Eltern kein volles Stipendium er­
halten.
BG Cottbus, Urteil vom 30. Juni 1975 - 003 BF 63/75.

Der Verklagte ist der Vater des Kindes der Klägerin. 
Nach der vollstreckbaren Urkunde des Referats Jugend- 
hilfe hat er monatlich 80 M Unterhalt bis zur Vollen­
dung des 12. Lebensjahres zuzüglich 20 M Kinderzu­
schlag an das Kind zu zahlen. Er hat jedoch 10 M mehr 
gezahlt, als in der Unterhaltsvereinbarung festgelegt 
wurde.
Die Klägerin hat behauptet, daß der vom Verklagten 
gezahlte Unterhalt nicht mehr seinen wirtschaftlichen 
Verhältnissen entspreche. Ein Kind des Verklagten sei 
inzwischen wirtschaftlich selbständig geworden, außer­
dem habe er Nebeneinnahmen. Sie hat daher beantragt, 
den Unterhalt auf monatlich 115 M bis zur Vollendung 
des 12. Lebensjahres und auf monatlich 135 M für die 
Zeit danach jeweils zuzüglich des Kinderzuschlags fest­
zusetzen.
Der Verklagte hat erwidert, daß er außer dem Kind der 
Klägerin seiner Ehefrau und drei in der Ehe geborenen 
Kindern zum Unterhalt verpflichtet sei. Zwei der Kin­
der seien Studenten. Sie erhielten aber kein volles Sti­
pendium, da sein Einkommen die entsprechenden 
Höchstsätze nach der Stipendienordnung übersteige. 
Seine Nebeneinnahmen seien nicht erheblich. Er hat 
Klageabweisung beantragt, soweit mehr als monatlich 
75 M Unterhalt bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres 
und monatlich 85 M für die Zeit danach zuzüglich des 
monatlichen Kinderzuschlags begehrt wird.
Das Kreisgericht hat die Forderung der Klägerin abge­
wiesen und dem Antrag des Verklagten stattgegeben. 
Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung einge­
legt, mit der sie vorträgt, daß in einem Verfahren auf 
Erhöhung des Unterhalts keine Herabsetzung der bis­
herigen Unterhaltsverpflichtung erfolgen dürfe. Außer­
dem sei der Umstand, daß die Ehefrau des Verklagten 
nicht berufstätig sei, unbeachtlich, da diese arbeitsfähig 
wäre.
Die Berufung hatte teilweise Erfolg.

Aus den G r ü n d e n  :
Das Kreisgericht hat bei seiner Entscheidung nicht 
beachtet, daß es sich im vorliegenden Rechtsstreit nicht 
um eine Klage handelt, mit der der Unterhalt für ein 
minderjähriges Kind erstmalig festzusetzen war oder 
mit der eine Überprüfung einer Unterhaltsvereinbarung 
gemäß § 55 FGB erstrebt wurde, sondern um eine Klage 
auf Abänderung (Erhöhung) eines bereits bestehenden 
Unterhaltstitels gemäß § 22 FGB.
Bei diesen Klagen kommt es vor allem darauf an, die 
maßgebenden Umstände zum Zeitpunkt der seinerzei­
tigen Vereinbarung oder Verurteilung denen gegen­
überzustellen, die zum Zeitpunkt der verlangten Ände­
rung vorliegen (vgl. FGB-Kommentar, Berlin 1973,

Anm. 2.2. zu §22 [S. 102]). Eine solche Gegenüberstel­
lung und die Prüfung, ob tatsächlich wesentlich ver­
änderte Verhältnisse vorliegen, läßt die Entscheidung 
des Kreisgerichts vermissen.
Unstreitig hat der Verklagte zum Zeitpunkt der Er­
hebung der Klage und auch vorher für das Kind der 
Klägerin monatlich 90 M Unterhalt und den Kinder­
zuschlag in Höhe von monatlich 20 M gezahlt.
Das Kreisgericht hätte die Behauptung der Klägerin, 
daß dieser Unterhaltsbetrag — mit dem der Verklagte 
freiwillig monatlich 10 M mehr gezahlt hat, als in der 
Unterhaltsvereinbarung von 1971 festgelegt worden 
war — nicht mehr den Richtsätzen der Richtlinie Nr. 18 
des Plenums des Obersten Gerichts über die Bemessung 
des Unterhalts für minderjährige Kinder vom 14. April 
1965 (GBl. II S. 331; NJ 1965 S. 305) entspreche, im Ver­
fahren nachprüfen und für den Fall, daß sie sich nicht 
bestätigt, die Klage abweisen müssen. Es wäre ver­

pflichtet gewesen, den Verklagten gemäß § 139 ZPO 
dahingehend zu belehren, Antrag auf Abweisung der 
Klage zu stellen.
War der Verklagte seinerseits der Meinung, daß der 
bisher von ihm gezahlte Unterhalt zu hoch sei und 
er weniger zahlen müsse, dann wäre eine Unterhalts­
herabsetzung nur möglich gewesen, wenn der Verklagte 
in diesem Verfahren Widerklage erhoben hätte.
Die Erhebung einer Widerklage in Verfahren gemäß 
§ 22 FGB auf Erhöhung des Unterhalts mit dem Ziel, 
eine Herabsetzung zu erreichen, ist — wie auch im um­
gekehrten Fall — zulässig da gemäß § 18 Abs. 4 FVerfO 
die Erhebung einer Widerklage nur für Eheverfahren 
ausgeschlossen ist und die Bestimmungen der §§ 1 und 
25 FVerfO eine Widerklage in Unterhaltsabänderungs­
verfahren nicht ausschließen. Der in erster Instanz ge­
stellte Antrag des Verklagten entspricht aber den an 
eine Widerklage zu stellenden Mindestanforderungen 
nicht.
Unstreitig ist, daß bei der Festlegung des Unterhalts im 
Jahre 1971 von einem anrechnungsfähigen Nettoein­
kommen des Verklagten in Höhe von 1 056 M ausgegan­
gen und dabei berücksichtigt wurde, daß der Verklagte 
in seiner Ehe vier Kinder zu versorgen hat und daß 
seine Ehefrau nicht berufstätig ist. In der Zwischenzeit 
ist eine Tochter des Verklagten wirtschaftlich selbstän­
dig geworden und zwei weitere Kinder sind Studenten, 
die allerdings wegen der Höhe des Einkommens des 
Verklagten jeweils ein um 20 M verringertes Grund­
stipendium erhalten. Ein weiteres Kind des Verklagten 
ist noch schulpflichtig und ohne eigenes Einkommen. 
Die Ehefrau des Verklagten steht jetzt im Alter von 
53 Jahren und war während der' Ehe nicht berufs­
tätig.
Eine wesentliche Veränderung der Verhältnisse liegt 
also dahingehend vor, daß der Verklagte gegenüber 
einem Kind von Unterhaltsverpflichtungen frei gewor­
den ist und daß zwei Kinder eigenes Einkommen haben.
Übereinstimmend mit der Auffassung des Kreisgerichts 
vertritt der Senat den Standpunkt, daß eine gewisse 
Unterhaltsverpflichtung des Verklagten gegenüber den 
beiden studierenden Kindern bejaht werden muß. Der 
Senat folgt aber nicht der Auffassung der Berufung 
daß allenfalls eine Unterhaltsverpflichtung des Ver­
klagten in Höhe der Differenz zwischen den tatsächlich 
gezahlten Stipendien und den vollen Grundstipendien 
nach der Stipendienordnung vom 4. Juli 1968 (GBl. II 
S. 527) anerkannt werden könnte und diese Differenz 
vom Nettoeinkommen des Verklagten abzusetzen 
wäre.
Die Frage, ob ein Student, der volles Stipendium er­
hält, als wirtschaftlich selbständig anzusehen ist oder 
nicht, kann nur unter Berücksichtigung der wirtschaft­
lichen Verhältnisse der Eltern entschieden werden (vgl. 
OG, Urteil vom 6. Februar 1973 - 1 ZzF 1/73 - NJ 1973 
S. 365). In dieser Entscheidung ist dargelegt worden, 
daß bei einem Nettoeinkommen von etwa 869 M und 
Unterhaltsverpflichtungen gegenüber zwei weiteren 
Kindern der Verpflichtete in der Lage ist, einem studie­
renden weiteren Kind noch einen angemessenen Unter­
haltszuschuß zu leisten. Dieser Grundsatz muß auch 
dann beachtet werden, wenn ein Unterhaltsverpflich-
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